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Testierfähigkeit – Voraussetzung  
für ein rechtsgültiges Testament
Nur wer testierfähig ist, kann ein gültiges Testa-
ment schreiben. Die Testierfähigkeit einer Per-
son wird vermutet. Das bedeutet, wird ein Testa-
ment angefochten, muss die Klägerin oder der Kläger 
beweisen, dass zum Zeitpunkt, an dem das Testa-
ment verfasst wurde, keine Testierfähigkeit vorlag. 

Die Krux der Urteilsfähigkeit
Damit eine Person als testierfähig gilt, müs-
sen zwei Voraussetzungen erfüllt werden: die 
Volljährigkeit und die Urteilsfähigkeit.

Die Volljährigkeit ist bei Erbstreitigkeiten meist nicht 
das Problem. Werden Testamente angefochten, dann 
kann die Urteilsfähigkeit der strittige Punkt sein. Die 
Urteilsfähigkeit wird gesetzlich wie folgt definiert:

«Urteilsfähig im Sinne dieses Gesetzes ist jede 
Person, der nicht wegen ihres Kindesalters, 
infolge geistiger Behinderung, psychischer Stö-
rung, Rausch oder ähnlicher Zustände die Fähig-
keit mangelt, vernunftgemäss zu handeln.»

Diese Formulierung bietet Interpreta-
tionsspielraum. Die gesetzliche Definition 
umfasst im Wesentlichen zwei Aspekte: 

(1) Die Fähigkeit, einen Willen zu bilden. Das heisst, 
der Erblasser oder die Erblasserin muss fähig sein, die 

Situation einzuschätzen, also sein Vermögen kennen, 
und seinen Willen zu bilden, dieses Vermögen an eine 
oder mehrere bestimmten Personen(en) zu vermachen.

(2) Der Erblasser oder die Erblasserin muss 
sodann fähig sein, gemäss diesem Willen zu han-
deln, damit dieser auch umgesetzt wird. Der Erb-
lasser oder die Erblasserin muss also noch ein 
handschriftliches Testament schreiben oder 
den Willen einem Notar mitteilen können.

Die Urteilsfähigkeit ist relativ. Sie wird nicht abs-
trakt, sondern jeweils konkret in Bezug auf eine 
bestimmte Handlung unter Berücksichtigung ihrer 
Komplexität beurteilt. Es bedeutet, dass eine Per-
son für eine bestimmte komplexe Angelegen-
heit vielleicht nicht mehr urteilsfähig ist (bspw. 
infolge beginnender Demenz), aber für eine ein-
fachere Angelegenheit dennoch urteilsfähig ist.  

Beeinflussung durch Dritte 
Gilt eine Person als nicht testierfähig, kann ein Testa-
ment angefochten werden. Erbstreitigkeiten entstehen 
in Fällen, bei denen der Erblasser oder die Erblasse-
rin an Demenz leidet, bzw. sich in einem dauernden 
Zustand des alters- und krankheitsbedingten geis-
tigen Abbaus befindet und ein Testament schreibt. 

Demenz ist ein schleichender Prozess, welcher zur 
Urteilsunfähigkeit führen kann. Je nach Krankheits-
verlauf kann dies früher oder später eintreffen und 
es stellt sich dann die Frage, zu welchem Zeitpunkt 
die entsprechende Person noch fähig war, ein gültiges 
Testament zu schreiben, also den Willen frei bilden 
und umsetzen konnte. Dabei ist einerseits der Krank-
heitsverlauf zu beurteilen, sowie auch die Komplexi-
tät der Vermögensverhältnisse und der Wortlaut des 
Testaments. Je einfacher die Verhältnisse und je klarer 
das Testament geschrieben ist, umso eher kann von 
der Urteilsfähigkeit ausgegangen werden. Oft muss 
aber in solchen Fällen ein Gericht entscheiden.

Erbstreitigkeiten entstehen in Fällen, bei welchen 
der Erblasser oder die Erblasserin beim Schrei-
ben des Testaments durch Drittpersonen (insbe-
sondere eine Vertrauensperson) beeinflusst wurden. 
Hier muss entschieden werden, ob der Erblasser 
oder die Erblasserin den eigenen Willen (noch) 
frei bilden konnte. Oder war der Erblasser bezie-
hungsweise die Erblasserin aufgrund seines bezie-
hungsweise ihres geistigen Zustands nicht mehr 
fähig, sich vor der Beeinflussung des Dritten zu 
schützen und wurde dadurch ein Testament ver-
fasst, das nicht dem eigentlichen Willen des Erb-
lassers beziehungsweise der Erblasserin entsprach? 

Indiz für eine solch übermässige Beeinflussung kann 
beispielsweise sein, wenn der Erblasser beziehungs-
weise die Erblasserin über Jahre hinweg mehrere 
Testamente mit ungefähr dem gleichen Inhalt oder 
leichten Anpassungen geschrieben hat und kurz 
vor dem Tod ein ganz anderes Testament verfasst 
hat, worin eine neue Drittperson begünstigt wurde. 
Da stellt sich die Frage, wo der schmale Grat liegt 
zwischen «stark beeinflusst, aber noch urteilsfä-
hig» und «leicht beeinflusst und urteilsunfähig». 

Wenger Plattner hilft bei allen Erbfragen
Bei der Nachlassplanung ist es sinnvoll, frühzei-
tig einen Anwalt zu konsultieren, um sich unab-
hängig sowie professionell beraten zu lassen und 
um im Testament klare Verhältnisse zu schaffen. 
Bei Wenger Plattner kümmern sich Expertin-
nen und Experten für das Schweizer Erbrecht um 
genau solche Fälle. Diese sind mit allen Beson-
derheiten vertraut und kennen sich exzellent mit 
der Urteils- respektive Testierfähigkeit aus. «Es 
ist wichtig, dass ein Testament eindeutig und klar 
formuliert ist, um späteren Interpretationsspiel-
raum zu vermeiden. Auch da beraten und unter-
stützen wir», sagt Rechtsanwalt Daniel Gabrieli.

Auch umgekehrt – also bei Zweifeln an der Tes-
tierfähigkeit einer Erblasserin oder eines Erblas-
sers, lohnt es sich, die Dienste von Wenger Plattner 
in Anspruch zu nehmen. «Wir können einschät-
zen, ob die Anfechtung des Testaments Erfolgs-
chancen hat. Ein Gerichtsverfahren kann lange und 
teuer werden. Umso mehr ist eine professionelle 
Ersteinschätzung wichtig», so Daniel Gabrieli. 

www.wenger-plattner.ch

Erbstreitigkeiten oder Fragen rund ums Testament? 
Fachanwälte helfen weiter.
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Weshalb gibt es trotz eines Testaments Streitigkeiten unter den Erben? Das liegt daran, dass ein Testament nicht immer rechtsgültig ist. 
Doch welche Voraussetzungen müssen erfüllt sein, um ein solches zu schreiben? Die Anwälte von Wenger Plattner helfen weiter.

Daniel Gabrieli
Rechtsanwalt

Fachanwalt SAV Erbrecht
Partner, Wenger Plattner

Die Urteilsfähigkeit wird nicht abstrakt,  
sondern jeweils konkret in Bezug auf eine  
bestimmte Handlung unter Berücksichtigung 
ihrer Komplexität beurteilt.

«Die Pandemie hat die Menschen sensibler für die Erbthematik gemacht»
Das Leben ist niemals vollkommen voraussehbar und viele Veränderungen kommen unerwartet. Das gilt ganz besonders  

für Erbfälle. Wer sich, seine Angehörigen und weitere geliebte Menschen präventiv absichert, ist klar im Vorteil.  
Angesichts der anstehenden Erbrechtsrevision sollte man die bestehende Erb- und Vorsorgeplanung nochmals genauer anschauen. 

Interview mit Christian Winzeler, Rechtsanwalt und Partner bei Winzeler Steffen Rechtsanwälte

Christian Winzeler, am 1. Januar des 
kommenden Jahres tritt hierzulande 
das neue Erbrecht in Kraft. Welche 
Änderungen bringt es mit sich?
Die grösste Anpassung der heutigen Rechtsprechung 
betrifft den Pflichtteil der Eltern, der mit der Revi-
sion wegfällt. Verstirbt heute eine Person, erhalten 
die noch lebenden Elternteile einen Teil des entste-
henden Erbes als Pflichtteil. Das gehört per Januar 
2023 der Vergangenheit an. Zudem wird der Pflicht-
teil der Nachkommen nur noch die Hälfte des 
gesetzlichen Erbanspruchs betragen, statt wie bis-
her drei Viertel (Art. 470 Abs 1 und 471n ZGB).

Warum werden diese 
Veränderungen eingeführt?
Die grundlegende Absicht des Gesetzgebers besteht 
darin, das Erbrecht insgesamt flexibler zu gestal-
ten. Damit wird die Handlungsfreiheit der Men-
schen grösser, was durchaus im Sinne des heutigen 
Zeitgeists ist. Vereinfacht gesagt: In Zukunft wird 
die Freiheit grösser, zu bestimmen, wohin das eigene 
Geld nach dem Tod fliesst. Man kann dadurch auch 
eine neue Partnerin oder einen neuen Partner besser 
begünstigen und auf diese Weise sicherstellen, dass 
die Hinterbliebenen den gewohnten Lebensstandard 

beibehalten können. Ein weiterer relevanter Punkt, der 
gerne vergessen wird, betrifft das Scheidungsrecht.

Was ändert sich denn diesbezüglich?
Wer sich in einem hängigen Scheidungs- beziehungs-
weise Auflösungsverfahrens befindet, kann den Ehe-
partner quasi «enterben». Wenn einem also während 
des Verfahrens etwas zustösst, haben die ehemali-
gen Ehepartner keinen Erbanspruch. Dies muss in 
Form eines Testamentzusatzes festgehalten werden. 

Was uns zum Thema «Testament» führt: 
Sollte man im Hinblick auf die kommenden 
Änderungen Anpassungen vornehmen? 
Es gelten keinerlei Übergangsbestimmungen, was 
bedeutet, dass die neuen Regelungen erst am Stichtag 
1. Januar 2023 in Kraft treten. Darum ergibt es Sinn, 
dass man sein bestehendes Dokument genau anschaut 
und gegebenenfalls schon den neuen Richtlinien ent-
sprechend anpasst. Wenn man beispielsweise die Kin-
der auf den Pflichtteil gesetzt und eine entsprechende 
Quote festgehalten hat, dann ist diese heute höher als 
im kommenden Jahr. Das kann zu Schwierigkeiten in 
der Vollzugspraxis führen, weswegen ich Mandantinnen 
und Mandanten rate, jetzt schon die entsprechenden 
Anpassungen im Testament vorzunehmen. Wichtig ist 
zudem zu bedenken, dass auch in der neuen Gesetz-
gebung keine Begünstigung der Konkubinats-Partne-
rin oder des Konkubinats-Partners vorgesehen ist. Da 
muss man die jeweilige Person nach wie vor bewusst 
in die frei verfügbare Quote einsetzen – mit den ent-
sprechenden steuerlichen Folgen. Und da wir nun 
bereits das Thema «Konkubinat» angeschnitten haben, 
ist dies auch der ideale Zeitpunkt, um den Vorsorge-
auftrag sowie die Patientenverfügung zu erwähnen. 

Warum sind diese Themen relevant 
und was gilt es hierbei zu beachten?
Der Vorsorgeauftrag regelt, welche Personen für einen 
sorgen und entscheiden dürfen, wenn man aufgrund 
von Krankheit oder Unfall dauernd urteilsunfähig 
und selber nicht mehr dazu in der Lage ist. Dies ist 
vor allem darum wichtig, um sicherzustellen, dass die 
Behörden diese Aufgabe nicht übernehmen müs-
sen. Fehlt ein Vorsorgeauftrag, steht die KESB in der 
Pflicht, die Interessen der entscheidungs- und hand-
lungsunfähigen Person zu vertreten – was in Konflikt 
stehen kann mit den Interessen und Ansprüchen von 
Familienmitgliedern oder Geschäftspartnern. Ich kann 
wirklich nur allen ans Herz legen, einen Vorsorgeauf-
trag zu verfassen. Die Patientenverfügung wiederum 
regelt, unter welchen Umständen man medizinisch 
behandelt oder künstlich am Leben erhalten wer-
den möchte – oder eben nicht. Hier wird auch fest-
gehalten, dass eine Konkubinats-Partnerin oder ein 
-Partner Besuche in der Intensivstation vornehmen 
dürfen. Das könnte aufgrund des fehlenden Ver-
wandtschaftsgrades ansonsten verweigert werden. 

Wie unterstützen Sie Ihre Mandantinnen 
und Mandanten dabei, diese und weitere 
rechtliche Fragestellungen anzugehen? 
Häufig tritt man direkt und mit konkreten Fragen an 
uns heran. Die Bandbreite ist gross und reicht von 
Klient:innen, die in Sachen Erbrecht bisher noch gar 
nichts unternommen haben und nun Abhilfe schaffen 
möchten bis hin zu Mandant:innen, die erst kürz-
lich einen Todesfall in ihrem Umfeld erlitten haben 
– und nun Absicherung suchen. Generell stellen wir 
fest, dass die Pandemiezeit die Menschen sensibler 
gemacht hat für die Erbthematik. Im Rahmen eines 

persönlichen Erstgesprächs klaren wir dann jeweils, 
wo die persönlichen Bedürfnisse liegen und in welcher 
Ausgangslage wir uns befinden. Umfasst das Vermö-
gen beispielsweise auch Liegenschaften? Oder müssen 
eventuell Kinder aus verschiedenen Partnerschaften 
erbrechtlich berücksichtigt werden? Solche und weitere 
Fragen stehen da im Fokus. Die Ideen und Bedürf-
nisse der Menschen sind immer äusserst individu-
ell und abhängig von den persönlichen Lebensum-
ständen. Wir bereiten dann für sie die notwendigen 
rechtlichen Massnahmen vor, erarbeiten alle notwen-
digen Dokumente und begleiten bei der Umsetzung. 

Weitere Informationen unter  
www.winzelersteffen.ch

Christian Winzeler
Partner, Rechtsanwalt

Über Winzeler Steffen

Winzeler Steffen Rechtsanwälte steht in aus-
gewählten Disziplinen für spezialisierte und 
fundierte juristische Beratung mit langjähriger 
Erfahrung. Die persönliche und kontinuierliche 
Beratung sowie das Ausarbeiten von indivi-
duellen und praxisnahen Lösungen gehört 
zu den Stärken von Winzeler Steffen. Dabei 
denken die juristischen Fachpersonen stets 
unternehmerisch, interdisziplinär und genera-
tionenübergreifend.




